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und seine Steine wurden später — wie die vieler Burgen und Schlösser —- zum Wiederaufbau 

von Häusern weggeholt, in diesem Falle vielleicht auch zum Bau am Schlosse selbst. Übri- 

gens — baugeschichtlich gesehen, wir müssen uns aber an die Meriansche Darstellung halten 

Z scheint der Turm eines jener alten, im Anfange vielleicht römischen Bauwerke aus mäch- 

tigen Buckelquadern gewesen zu sein, wie solche noch in Resten auf dem Neuhewen, auf 

der Konzenburg bei Möhringen und als noch erhaltenes oder wiederaufgebautes Beispiel in 

Arbon zu finden sind. Aus dem Alter des Turmes, das unbestritten ist, die Herkunft eines 

Geschlechts abzuleiten, ist indes reine Fantasie. 
Es dürfte daher wahrscheinlich sein, daß „Krenchingen“ älter ist als die Stadt Engen und 

daß neben den Herren von Engen-Hewen nie ein anderes Adelsgeschlecht — auch nicht die 
Herren von Krenkingen — gleichzeitig hier ansässig war. Wilhelm Wetzel, Engen 

Quellen: 
J. J. Rüeger, Chronik der Stadt und Landschaft Schaffhausen. 
Helmut Maurer: Land zwischen Schwarzwald und Randen im frühen und hohen Mittelalter. 
K. S. Bader: Zur Gründung der Stadt Engen. 

Grenzstreitigkeiten auf dem Bodanrücken im 18. Jh. 

Die territoriale Zersplitterung des Bodanrücken forderte ständige Grenzstreitigkeiten ge- 
radezu heraus und waren die territorialen Grenzen durch Marksteinfestlegungen in Ordnung 
gebracht, führten Zuständigkeitsgrenzen für Gerichts- und Jagdrechte zu weiteren Streitig- 
keiten, denn diese Grenzen waren keineswegs immer identisch mit den Herrschaftsgrenzen. 
So übten die landesherrschaftlichen Rechte im Gebiet der Deutschordenskommende Mainau 
teilweise die Grafschaft Heiligenberg und teilweise die Landgrafschaft Nellenburg aus. Das 
fürstliche Gotteshaus Reichenau übte für seine Besitzungen auf dem Bodanrücken selbst die 
Landeshoheit aus und die dazwischen liegenden Gebiete der freien Reichsritterschaft unterstan- 
den der Landgrafschaft Nellenburg, wobei die einzelnen Herrschaften die niedere Gerichtsbar- 
keit und das niedere Jagen selbst ausüben durften. Gerichts- und Jagdrechte wurden vielfach 
belehnt, verpfändet und abgetreten, so daß für die Untertanen oft völlig undurchsichtige 
Rechtsverhältnisse vorlagen. Streitfälle über die Grenzen dieser Rechte beschäftigten oft 
jahrelang die Verwaltungen und Gerichte und füllten die Archive mit Akten, vielfach ohne 
am Ende zu eindeutigen Entscheidungen zu führen. 

Ein solcher Streitfall wurde in den Jahren 1706-1710 zwischen dem Gotteshaus Reichenau 
und der Landgrafschaft Nellenburg über das Rittergut Freudental ausgetragen. Wenige Jahre 
zuvor war Freudental durch Heirat an den Freiherrn Franz Dominik von Praßberg gekommen, 
welcher zwischen 1698 und 1700 das Schloß Freudental erbauen ließ. 

Obwohl Franz Dominik von Praßberg in der Regierung des Bischofs von Konstanz Ge- 
heimrat und Oberhofmeister war, kam es zu diesem Streit, der vor allem durch den fürstl. 
konstanzischen Forstmeister Burz verursacht wurde. Dieser Forstmeister fand aus einer alten 
Forstbeschreibung vom Jahre 1612 heraus, daß die Grenze der Landesherrlichkeit des Gottes- 
hauses Reichenau im Gebiet des Mindelsees am Natterbach verläuft. Über den Verlauf des 
Natterbachs hatte er aber seine eigene Meinung, die er auch seinem Landesherren dem Bi- 
schof Johann Franz von Stauffenberg aufdrängte. Er sah nämlich die Quellen des Natter- 
bachs in der Saubadwiese bei Freudental und in dem Weiher bei Langenrain, von wo ein 
Bächlein am Stöckenhof und früheren Storchenhof vorbei in den Mindelsee fließt. Wenn 
dieser Bach die landesherrliche Grenze der Reichenau wäre, würden nicht nur die Herrschaft 
Freudental in diese Grenzen fallen, sondern teilweise auch die Herrschaften Langenrain und 
Liggeringen bzw. Bodman-Möggingen. Der hart betroffene Besitzer von Freudental Freiherr 
von Praßberg korrespondierte zunächst mit seinem Bruder dem Domherrn Ignaz Amand von 
Praßberg in Konstanz und erhoffte sich durch ihn eine günstige Beeinflussung des Bischofs. 
Am 27. und 28. 4. 1707 wurde eine neue Vermarkung der Grenze zwischen Reichenau und 

Freudental vorgenommen, wobei insgesamt ıo Deputierte von beiden Seiten zugegen waren. 
Unter Leitung des fürstl. konstanzischen Renovator Michael Rust versammelten sich Forst- 
meister Christoph Burz, Johann Berlin, Kammerdiener des Freiherrn von Praßberg, Mathis 
Gebhart, Jäger zu Freudental, Pirmin Egenhofer, Baumeister des Gotteshauses Reichenau, 
Hans Konrad Maister, Amtmann zu Kaltbrunn, Konrad Maister, Bürgermeister zu Kalt- 
brunn, Hans Georg Gebhart, Jäger zu Markelfingen, Konrad Mayer, Oberknecht zu Freuden- 
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tal und Lorenz Egenhofer, Bannwart zu Allensbach. Man begann an der Grenze in der Bom- 
mera (heute Staatswald Bommern), wo auch die Grenze der Herrschaft Langenrain beginnt, 
ging zum Neuen Weiher, hinauf zum Reckholderberg (heute Wacholderberg) und von die- 
sem hinunter bis an die Kaltbrunner Acker und Wiesen, zum Wiesberg und von dort auf den 
Türrainacker und bis an die sogenannte Stofelswies, wo die Grenze mit der Deutschordens- 
kommende Mainau beginnt. Laut Protokoll sollte mit dieser Grenze auch die niedere Ge- 
richtsbarkeit und das niedere Jagen für Freudental geregelt sein, aber Forstmeister Burz zeigte 
sich hinsichtlich der landesherrlichen Grenze noch nicht befriedigt. Dies geht aus einem Brief 
vom 22. 7. 1707 des Freiherrn von Praßberg an seinen Bruder in Konstanz hervor. Er schreibt: 
„Es hat aber das verfluchte Gemüt des teuflischen Forstmeisters nicht länger in Frieden sein 
können.“ Der Forstmeister bringt jetzt auch einen großen Markstein ins Spiel, welcher beim 
Bach am Storchenhof stehend die Grenze der Reichenau sein soll. Was der Freiherr von 
Praßberg schon lange befürchtet hat, tritt ein, der Bischof von Konstanz wird unsachgemäß 
über diesen Markstein unterrichtet. Es kommt zu einem Briefwechsel zwischen dem Bischof 
und dem Landvogt der Landgrafschaft Nellenburg, Guidobald von Welsperg. 

Jetzt werden auf Seiten der Landgrafschaft Nellenburg die Archive in Stockach nach Gegen- 
beweisen durchsucht und bald ist auch ein Hauptbeweisstück gefunden. In dem betroffenen 
Gebiet hat nämlich der Erzherzog Ferdinand Karl von Österreich der Deutschordenskom- 
mende Mainau das hohe Jagen verpfändet. Die Urkunde vom 12. 5. I6ro ausgestellt auf 
Schloß Ambras hat in ihrer Grenzbeschreibung den Natterbach als aus dem Holz Bommern 
in den Mindelsee fließend angegeben. Außerdem werden viele andere Urkunden herange- 
zogen, so z.B. das Urbar von Liggeringen von 1569 und das Urbar von Langenrain-Freuden- 
tal von 1657. 
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Der Streit betrifft jetzt nicht nur die Herrschaften Freudental, Langenrain und Bodman- 

Möggingen, sondern auch die Deutschordenskommende Mainau. Das Zusammenspiel aller 

Betroffenen ist gut und führt zur Vereinbarung von zwei Lokalterminen am 21. 8. und 
17. 10. 1709. Nur der Besitzer von Freudental, Freiherr von Praßberg, hat diesen Tag nicht 

mehr erlebt, er verstarb am 10. r. 1709 im Alter von 47 Jahren. Er hatte selbst noch im Jahre 

1707 von dem württembergischen Rat und Syndikus der Stadt Lindau, Johann Andreas von 
Heider, ein Rechtsgutachten anfertigen lassen und auch eine interessante Kartenskizze des 
strittigen Gebiets. Die Kartenskizze liegt bei den Prozeßakten im Generallandesarchiv Karls- 
ruhe, Abt. 229 Fasc. 29848. Sie zeigt das Gebiet zwischen Katharinenbach und Dettelbach 
einerseits und Überlinger See und Mindelsee andererseits. Viele Flurbezeichnungen sind ein- 
getragen, die teilweise heute noch bestehen und auch längst abgegangene Gebäude sind zu 
sehen, so die Kapelle am Dettelbach beim Weg von Stahringen nach Bodman, der Hof St. 
Katharina und der Hof Blissen am Überlinger See, sowie der Storchenhof beim Mindelsee. 
Der Mindelsee selbst ist mit dem Namen „Mindlin See“ eingetragen. 
Zum ersten Lokaltermin am 21. 8. 1709 wurden von beiden Seiten hohe Beamte deputiert 

und von seiten der Landgrafschaft Nellenburg erschien auch der vorderösterreichische Geheim- 
rat Moser. Die Versammlung wurde durch den Forstmeister Burz von Hegne aus gegen den 
Mindelsee geführt. Es wurde festgestellt, daß der von Forstmeister Burz angegebene Mark- 
stein beim Storchenhof weder in der reichenauischen Forstbeschreibung von 1620 noch in 
dem österreichischen Pfandbrief von ı610 genannt ist. Man zog sich nun auf die Urbare von 
Liggeringen und Langenrain-Freudental zurück und zunächst wurden der Freiherr Johann 
Ludwig Ignaz von Bodman zu Möggingen und im Auftrag der Herrschaft Freudental der Ver- 
walter der Johanniterkommende in Überlingen Johann Jakob Senfle mit den Urbaren am 
13. 10. 1709 auf das Oberamt nach Stockach bestellt. Auf Grund der Urbare sollte der richtige 
Natterbach näher definiert werden. 

Der zweite Lokaltermin wurde danach auf den 17. 10. 1709 festgelegt, wo von Seiten Nel- 
lenburg der Oberamtmann Spahn und der Forstmeister Gassner, von Seiten Reichenau der 
Hofrat Schwender und Forstmeister Burz, von Seiten Mainau der Sekretär Maurer, von 
Seiten Bodman zu Möggingen der Freiherr von Bodman selbst und namens Freudental der 
Verwalter Senfle anwesend waren. Außerdem wurden verschiedene Untertanen von Ligge- 
ringen und Langenrain hinzugezogen. 

Die beiden herangezogenen Urbare wurden von dem Notar Johann Baptist Specht auf der 
Willdorfer Wiese vorgelesen und hernach von beiden Parteien eingesehen, daß der richtige 
Natterbach von altersher jener ist, welcher am Langenacker fließt, während der andere Bach, 
der zwischen der sog. Kümmi und dem Storchenhof an der Willdorfer Wiese fließt, Mühl- 
bach heißt [Anm.: Mühlbach heißt auch der Ausfluß des Mindelsees in Richtung Markelfin- 
gen). Ebenso wurde Einsicht erlangt über den alten Markstein beim Storchenhof, welcher als 
Grenzstein zwischen den Herrschaften Liggeringen und Langenrain erkannt wurde. Hofrat 
Schwender behielt sich vor, binnen ı4 Tagen gegebenenfalls noch Argumente seines fürstl. 
Landesherrn vorbringen zu dürfen. Am Tag nach dem Lokaltermin schreibt Johann Ludwig 
Ignaz von Bodman zu Möggingen: „Nach allem wird der Streit also enden, daß Freudental in 
dem Österreichischen verbleiben, entgegen Reichenau auch das seinige bis gegen den Stor- 
chenhof behaupten wird, der Natterbach wird aber der alte bleiben, denn von dem Natter- 
bach geht die Anstöß bis auf den Storchenhof.” So verläuft auch heute noch die Markungs- 
grenze der ehemaligen reichenauischen Besitzung Kaltbrunn. 

Da von Seiten Reichenau keine weiteren Einsprüche erfolgen wird auf Veranlassung des 
nellenburgischen Oberamtmanns Spahn am 1. 4. 1710 unter Vorladung mehrerer Untertanen 
> Zeugen der ganze Vorgang auf dem Storchenhof durch den Notar Specht protokollarisch 
estgehalten. 
Die Zeugen Matheus und Sebastian Keller aus Röhrnang, Georg Waidel, Schmied aus Lig- 

geringen, Georg Bändel, Vogt aus Langenrain, Martin Steidle und Simon Müller aus Langen- 
rain, Konrad Mayer aus Freudental, Ambrosi Forster vom Stöckenhof und Georg Allmayer 
von Dettingen, sagten dabei alle einstimmig aus, daß seit ihrem Gedenken der Bach am Stor- 
chenhof der Mühlbach sei, weil früher die sog. Brunnenmühle oberhalb der Stöckenhöfe ge- 
standen habe. Sie bestätigen auch, daß der Natterbach derjenige Bach sei, welcher gegen den 
Gemeinmerker- und Münchhof aus der Scheibenwiese um das Bommernholz herum in den 
Mindelsee fließe. Daß bei den vielen Bächlein, die in den Mindelsee fließen, doch nicht so 
genau der Lauf des Natterbachs zu definieren war, zeigen die Korrekturen auf der Karten- 
skizze des Freiherrn von Praßberg. Der Streit war zu Ende und auch der Oberamtmann auf 
der Mainau Franz Wilhelm Sturm schreibt am ı2. 6. 1710 an den Landvogteiverwalter der 
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Grafschaft Nellenburg Freiherrn von Rost, daß die Reichenau nach dem Lokaltermin am 
17. 10. 1709 keine weiteren „Proben“ mehr abgegeben habe. 
Von dem Streit berichtet noch der letzte Obervogt der Reichenau Freiherr Friedrich von 

Hundbiss in seiner historisch topographischen Beschreibung der Insel Reichenau und der 
dazugehörigen Ortschaften aus dem Jahre 1802, welche sich im Manuskript in der Landes- 
bibliothek in Karlsruhe befindet und von Karl S. Bader in den Schriften des Vereins für 
Geschichte des Bodensees Heft 78, 1960 veröffentlicht wurde. Dort ist in $ ı zu lesen: „Diese 
hier beschriebenen Grenzen ohne Ausnahm sind in keinem Widerspruche und nur zwischen 
Bodman und Reichenau besteht in dem sog. Willdorfe, eine unbedeutende Jurisdiktions- 
grenze-Differenz. Nach einem vorgefundenen älteren Beschriebe über das Amt Reichenau 
ergibt es sich zwar, daß zwischen Bohlingen und Reichenau sowie zwischen Radolfzell und 
hier einige kleine Grenzen-Anstände geherrschet haben und selbst das Gut Freudental wurde 

  

Kartenskizze ca. 1750 GLA 229/57907. 

in dem Umfange der hiesigen Grenze gefordert. Allein alle diese Widersprüche sind seit vie- 
len Jahren in keine Bewegung mehr gekommen, und selbe verdienen auch wahrlich keine 
Erwähnung.” 

Wenig später mußte sich aber der Obervogt der Reichenau doch noch einmal eingehend 
mit den Grenzstreitigkeiten im Gebiet des Mindelsees befassen, denn der Lehenbauer Lorenz 
Reutinger vom Gemeinmerkerhof hatte sich bitter beschwert, daß der Stöckenhofbauer Bap- 
tist Martin ungehindert die sog. Willderfer Wiese zum Viehtrieb benutzt und im März 1801 
Liggeringer Bauern die Wiese schadhaft befahren haben. Er bat dringend darum, daß 
der alte Händel einmal erledigt würde. Als der Freiherr von Hundbiss über das Obervogtei- 
amt Bodman die Bauern zur Rechenschaft ziehen wollte, wurde ihm von dort und auch von 
der Herrschaft Langenrain mitgeteilt, daß die Gerichtsbarkeit auf dieser Wiese jenseits des 
Natterbachs der Herrschaft Langenrain zustehe. Von Hundbiss informierte sich zunächst 
beim Revierjäger Schorpp im Fischerhaus und beim Amtmann Zembrod in Allensbach, wel- 
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che aber der Meinung waren, daß die sog. Willdorfer Wiese zur Gerichtsbarkeit der Rei- 

chenau gehöre. 
Die Erledigung der Angelegenheit wurde dann durch die Zeitumstände im Jahre 1802 ver- 

zögert, als die Reichenau in den Besitz des Kurfürstentums Baden überging. Erst im Jahre 
1803 konnte sich der vielbeschäftigte Obervogt Freiherr von Hundbiss wieder mit der Ange- 
legenheit beschäftigen und er tat dies seiner Art entsprechend gründlich. Zunächst verein- 
barte er einen Lokaltermin mit dem Freiherrn von Ulm zu Langenrain am 11. 7. 1803. Dabei 
ergab sich nach seinem Bericht: „Die Benennung des Natterbachs war zu allen Zeiten im 
Widerspruch, und jener Bach, welchen wir Natterbach nennen, wird von Langenrain Mühl- 
bach, jenes kleine Bächlein aber Natterbach genannt.” 

Nach einem eingehenden Studium der Akten, insbesondere derjenigen aus den Jahren 
1709 und ı710 kam der Obervogt der Reichenau zu dem Ergebnis: „Alle diese Gründe lassen 
mich leider vermuten, daß man mit der hiesigen Behauptung nicht auslangen, sondern sich 
nur in einen leidigen Prozeß verwickeln würde.“ Außerdem befürchtete der Obervogt, daß 
die alten nellenburgischen Hoheitsansprüche auf das Amt Reichenau dadurch wieder erweckt 
werden könnten. Er legte einen ausführlichen Bericht am ı5. 7. 1803 der Kurbadischen Pro- 
vinzbehörde in Meersburg vor, die sich in einem Hofratsbeschluß vom 8. 8. 1803 seiner 
Meinung voll anschloß. Seinem Bericht legte der Obervogt der Reichenau einen farbigen Plan 
des strittigen Gebietes am Mindelsee bei, der vermutlich aus alten Akten stammt und älter 
ist als der Bericht selbst. Der Plan stammt wahrscheinlich aus dem Jahre 1750, da die Neue 
Mühle beim Stöckenhof eingetragen ist, welche im Jahre 1748 erbaut wurde. Die Akten sind 
im Generallandesarchiv Karlsruhe unter Abt. 229 Fasc. 57907 und 57908 abgelegt. 

In den Jahren 1752-1753 war noch ein weiterer Streitfall zwischen der Reichenau und 
Freudental, weil ein toter Bettler, welcher zuvor im Streitforst bei Freudental hauste, zum 
Begräbnis auf die Reichenau gebracht wurde und dadurch die Gerichtsbarkeitsgrenze verletzt 
wurde (GLA 229/298sol. Peter Hirscher, Stuttgart 

Aus dem Badischen Strafrecht von 1806 

Wir stehen heute in einer Epoche der Rechtsumbildung. Der fortschrittlich denkende 
Deutsche aus der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts verlangt vom Gesetzgeber im Rechts- 
gang der Ahndung von Rechtsbrüchen andere Normen und Formen. Ob diese nun zum Ziel 
der Gerechtigkeit den Sinn der Strafe oder deren Wesen, das Recht zu strafen oder den 
Zweck der Strafe propagieren oder in andern Schlagworten etwa erstarrte Probleme des noch 
geltenden Strafrechtes kritisieren: die gerechte Strafe kann auch fortan nur das eine, letztlich 
vernünftige und erlaubte Ziel der präventiven Wirkung haben, die weitmögliche Verhinde- 
rung künftiger Kriminalität also. Andere erblicken heute den primären Zweck der Strafe in 
der Besserung des Rechtbrechers, wieder andere in der gebotenen gesellschaftlichen Notwehr 
gegen das Verbrechertum als solches. 

Wie anders dachte und handelte man früher! Wir brauchen das Rad der Geschichte gar 
nicht so weit zurückdrehen, brauchen weder an Ketzerinquisitionen noch Folterkammern 
oder Hexenverbrennungen zu denken: die sogenannte Rechtssicherheit — die Unverbrüch- 
lichkeit und Berechenbarkeit der Rechtssätze also — wie das persönliche Interesse des Ge- 
schädigten, erforderten ehedem nur die Vergeltung einer Schuld. Und diese konnte nach 
früherer Meinung einzig und allein durch ein entsprechendes „Strafleiden“ getilgt werden. 
Am ı8. August 1806 veröffentlichte das Großherzogliche Hofgericht Freiburg im Auftrag 

des badischen Herrschers eine „Verkündung, die Strafgerichts-Pflege betreffend“, deren Inhalt 
nach dem Vorwort ab ı. September auch in den neuerworbenen, vorher österreichischen Lan- 
den Geltung bekam!. Dabei wurde auch die Einführung eines neuen und vollständigen 
„peinlichen Gesetzbuches” in Aussicht gestellt. Es folgte noch der deutliche Hinweis, daß 
durch diese, in höchstem Auftrag erlassene „Verkündung“ zum Teil neue, im übrigen aber 
gegenüber den bisher üblichen Ahndungen verschärfte Strafarten eingeführt werden. 

Es ist das Recht der Lebenden, alle Vergangenheit nach dem Bedürfnis und den Forderun- 
gen ihrer eigenen Zeit auszulegen. Und diese Deutung kann heute, nach nur etwas mehr 
als zwei Menschenaltern, bloß in einem immer wiederkehrenden Entsetzen über die Grau- 
samkeit vieler Strafmaße und Strafarten bestehen. Das ändert auch nicht die Tatsache, daß 
damals zu Beginn des 19. Jahrhunderts und nach mehr als zehn Kriegsjahren der Napoleo- 
nischen Ara bei einem großen Teil unserer Bevölkerung eine allgemeine Verlotterung der 

1 In der Landgrafschaft Nellenburg ab ı. Januar 1810. 
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